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An den Herrn 
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Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
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den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Für den Bundeskanzler 
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Seebohm 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wehrsoldgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Das Wehrsoldgesetz vom 30. März 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 308) in der Fassung des § 62 Abs. 5 
des Bundesbesoldungsgesetzes vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 993), des § 1 Satz 2 Nr, 13 des 
Gesetzes über die Zuständigkeit auf dem Gebiet des 
Rechts des öffentlichen Dienstes vom 20. August 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 705) und des Artikels 3 des 
Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssicherungs- 
gesetzes vom (Bundesgesetzbl. , . .) wird wie 

folgt geändert und ergänzt: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird folgender Halbsatz 
angefügt: 

„ ; bei ihrer Entlassung erhalten sie ein Ent- 
lassungsgeld nach § 6 b". 

b) In Absatz 2 Satz 1 werden hinter den Worten 
„Absatz 1" die Worte „Satz 1 erster Halb- 
satz" eingefügt. 

c) Hinter Absatz 4 wird folgender Absatz 5 an- 
gefügt: 

„(5) Soldaten, die an einer dienstlichen 
Veranstaltung im Sinne des § 4 Abs. 4 des 
Wehrpflichtgesetzes teilnehmen, erhalten 
keine Geldbezüge nach diesem Gesetz." 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Hinter Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: 

„(2) Muß der Soldat wegen der Zugehörig- 
keit seines Standortes zu einem anderen 
Währungsgebiet als dem der Deutschen Mark 
über seine Bezüge in einer fremden Währung 
verfügen, und erhalten Berufssoldaten oder 
Soldaten auf Zeit bei entsprechender Ver- 
wendung in demselben Standort Auslands- 
dienstbezüge oder Auslandsbeschäftigungs- 
vergütung, so erhält er den doppelten Wehr- 
sold; dieser unterliegt dem Kaufkraftausgleich 
nach § 2 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und 
erhält folgende Fassung; 

„(4) Der Wehrsold wird am Fünften und 
Zwanzigsten des Monats im voraus gezahlt." 


3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Für die Tage, an denen der Soldat von der 
Teilnahme an der Gemeinschaftsverpflegung 
befreit ist, wird ihm Verpflegungsgeld in 
Höhe des Betrages gewährt, der nach § 23 des 
Bundesbesoldungsgesetzes auf die Dienstbe- 
züge der Berufssoldaten und Soldaten auf Zeit 
für ihre Teilnahme an der Gemeinschaftsver- 
pflegung anzurechnen ist; die Höhe des Ver- 
pflegungsgeldes bei dienstlichem Aufenthalt 
im Ausland wird durch allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften bestimmt." 

b) Satz 3 wird gestrichen. 

4. Hinter § 6a wird folgender § 6b eingefügt: 

.§ 6 b 

Entlassungsgeld 

(1) Ein Soldat, dem am Entlassungstage Wehr- 
sold zugestanden hat, erhält ein Entlassungsgeld, 
wenn er nach Ableistung seines ununterbroche- 
nen Grundwehrdienstes von mindestens sechs 
Monaten oder vorher wegen Dienstunfähigkeit, 
die er nicht vorsätzlich verursacht hat, entlassen 
wird. Das gilt nicht, wenn ihm am Entlassungs- 
tage Übungsgeld oder Bezüge aus einem Dienst- 
oder Arbeitsverhältnis im öffentlichen Dienst 
zugestanden haben. 

(2) Das Entlassungsgeld beträgt 

a) für Soldaten, deren Familienangehörige 
allgemeine Leistungen nach § 5 des 
Unterhaltssicherungsgesetzes erhalten 
haben, fünfundsiebzig Deutsche Mark, 

b) für die übrigen Soldaten fünfundvierzig 
Deutsche Mark. 

Bei der Entlassung nach einem mindestens zwölf- 
monatigen ununterbrochenen Grundwehrdienst 
beträgt das Entlassungsgeld für die in Satz 1 
Buchstabe a genannten Soldaten hundert Deut- 
sche Mark und für die in Satz 1 Buchstabe b ge- 
nannten Soldaten sechzig Deutsche Mark." 

5. In § 7 werden die Worte „§§ 3 bis 6" durch die 
Worte „§§ 3 bis 6 b" ersetzt. 

6. Die Wehrsoldtabelle (Anlage zu § 2 Abs. 1) er- 
hält folgende Fassung: 
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„Anlage I 
(zu § 2 Abs. 1) 


Wehrsold 


Wehr- 

sold- 

gruppe 

Dienstgrad 

Wehr- 

sold- 

taqessatz 

DM 

1 

Grenadier 

2 — 

2 

Gefreiter, Obergefreiter, 
Hauptgefreiter 

2,50 

3 

Unteroffizier, Stabsunter- 
offizier 

2,80 

4 

Feldwebel, Oberfeldwebel, 
Hauptfeldwebel 

3 — 

5 

Stabsfeldwebel, Leutnant 

3,50 

6 

Oberstabsfeldwebel, Ober- 
leutnant 

4,— 

7 

Hauptmann 

5,— 

8 

Major, Stabsarzt, Stabs- 
ingenieur 

6,— 

9 

Oberstleutnant, Oberstabs- 
arzt, Oberfeldarzt 

7,— 

10 

Oberst, Oberstarzt 

8,— 

11 

General 

10,—" 


Artikel 2 

(1) Artikel 1 Nr. 4 tritt mit Wirkung vom 1. März 
1958 in Kraft, soweit er die Gewährung eines Ent- 
lassungsgeldes nach Ableistung eines ununterbro- 
chenen Grundwehrdienstes von mindestens zwölf 
Monaten vorschreibt. Im übrigen tritt dieses Ge- 
setz am Ersten des auf seine Verkündung folgenden 
Kalendermonats in Kraft. 

(2) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, den Wortlaut des Wehrsoldgesetzes in der Fas- 
sung des § 62 Abs. 5 des Bundesbesoldungsgesetzes, 
des § 1 Satz 2 Nr. 13 des Gesetzes über die Zustän- 
digkeit auf dem Gebiet des Rechts des öffentlichen 
Dienstes vom 20. August 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 705) des Artikels 3 des Gesetzes zur Änderung 

des Unterhaltssicherungsgesetzes vom 

. . . . (Bundesgesetzbl. . . .) und dieses Gesetzes 
in neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen und 
dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes zu beseiti- 
gen. 
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Begründung 


1. Allgemeines 

Die Änderung des Wehrsoldgesetzes ist in erster 
Linie deshalb notwendig, weil zur Zeit noch eine 
gesetzliche Grundlage für das Entlassungsgeld fehlt, 
das entlassenen Wehrpflichtigen seit März 1958 
lediglich auf Grund einer Regelung im Haushalts- 
plan gewährt wird. In den Haushaltsplänen des Bun- 
des für 1958, 1959 und 1960 sind im Einzelplan 14 
Kap. 23 Tit. 116 Mittel für „Übergangsbeihilfen (Ent- 
lassungsgeld) für die nach Ableistung des 12monati- 
gen Grundwehrdienstes zu entlassenden wehr- 
pflichtigen Soldaten" ausgebracht. Nach den Erläu- 
terungen zu Tit. 116 soll für die Gewährung des 
Entlassungsgeldes, das zur Zeit 100 DM für Verhei- 
ratete und 60 DM für Ledige beträgt, eine besondere 
gesetzliche Regelung geschaffen werden. 

Gleichzeitig soll durch die Änderung des Wehrsold- 
gesetzes neuen Bedürfnissen, die seit dem Erlaß des 
Gesetzes im März 1957 entstanden sind, Rechnung 
getragen werden (z. B. Wehrsold für Wehrpflichtige 
im Ausland, Änderung der Wehrsoldtabelle). 

Zu erwähnen ist, daß das Wehrsoidgesetz außer 
durch diesen Entwurf auch durch Artikel 3 des Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Änderung des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes geändert werden soll. Der letzt- 
genannte Entwurf, der zur Zeit als Drucksache 1898 
dem Bundestag vorliegt, sieht in seinem Artikel 3 
die Gewährung eines Übungsgeldes neben den 
übrigen, im Wehrsoldgesetz vorgesehenen Be- 
zügen an Soldaten vor, die Wehrübungen, unbe- 
fristeten Wehrdienst im Verteidigungsfalle oder 
nach Vollendung des 25. Lebensjahres verkürzten 
Grundwehrdienst leisten. 


II. Die Bestimmungen im einzelnen 
Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstaben a, b und Nr. 4 

Neben die Leistungen, auf die der Wehrpflichtige 
während seines Wehrdienstes Anspruch hat, soll 
nunmehr das Entlassungsgeld treten. Es soll die zeit- 
liche Lücke zwischen den Zahlungsterminen des im 
voraus zu zahlenden Wehrsoldes und des Arbeits- 
entgelts überbrücken, das der entlassene Soldat in 
seinem Beruf in der Regel erst ein bis zwei Wochen 
nach der Übernahme der Tätigkeit erhält. Da der in 
den Haushaltsplänen verwandte Begriff „Übergangs- 
beihilfe" schon in anderen Gesetzen für andere Lei- 
stungen verwandt wird, wird er in diesem Gesetz 
vermieden. 

Die bisher in den Haushaltsplänen getroffene Rege- 
lung sah die Gewährung eines Entlassungsgeldes 
nur für Soldaten vor, die nach einem 12monatigen 
Grundwehrdienst entlassen wurden. Darüber hin- 
aus sollen nach dem Entwurf auch diejenigen Sol- 
daten ein Entlassungsgeld erhalten, die nach einem 
mindestens 6monatigen Grundwehrdienst ausschei- 
den. Das Entlassungsgeld für diese Soldaten ist aller- 


dings niedriger, da die längere Dienstzeit der Sol- 
daten mit 12monatigem Dienst gewürdigt werden 
muß. Aus sozialen Erwägungen soll Entlassungsgeld 
auch dann gewährt werden, wenn ein Soldat wegen 
einer Dienstunfähigkeit, die er nicht vorsätzlich 
verursacht hat, vorzeitig entlassen wird. Da das Ent- 
lassungsgeld grundsätzlich der Überbrückung der 
Zeit zwischen der letzten Wehrsoldzahlung und dem 
Empfang des ersten Arbeitslohnes dienen soll, wird 
es nicht gewährt, wenn der Entlassene Übungsgeld 
(Artikel 3 des Entwurfs eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Unterhaltssicherungsgesetzes — Druck- 
sache 1898) erhalten hat oder wenn ihm seine Be- 
züge aus einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst nach 
dem Arbeitsplatzschutzgesetz während des Wehr- 
dienstes weitergezahlt worden sind. In diesen Fällen 
besteht kein Bedürfnis nach einer zusätzlichen Über- 
brückungshilfe. 

Im Gegensatz zu der Regelung in den Haushalts- 
plänen, die hinsichtlich der Höhe des Entlassungs- 
geldes nur zwischen Verheirateten und Ledigen un- 
terschied, unterscheidet der Entwurf zwischen Sol- 
daten mit Angehörigen, die allgemeine Leistungen 
nach dem Unterhaltssicherungsgesetz erhalten haben, 
und Soldaten ohne solche Angehörige. 

Die hinter § 6 einzuschiebende Bestimmung über das 
Entlassungsgeld hat die Bezeichnung „§ 6 b" erhal- 
ten, weil durch Artikel 3 des Entwurfs eines Ge- 
setzes zur Änderung des Unterhaltssicherungsgeset- 
zes vorher die Vorschrift über das Übungsgeld als 
§ 6 a eingefügt werden soll. 

Zu Artikel 1 Nr. 1 Buchstabe c 

Durch das Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtge- 
setzes, das zur Zeit dem Vermittlungsausschuß vor- 
liegt — Drucksache 2014 — , soll in § 4 Abs. 4 des 
Wehrpflichtgesetzes die Möglichkeit eröffnet wer- 
den, Angehörige der Reserve außerhalb der Wehr- 
übungen zu kurzen dienstlichen Veranstaltungen 
heranzuziehen. Da solche Veranstaltungen in der 
Regel nur einige Stunden dauern werden, sollen die 
Teilnehmer, die im übrigen nicht verpflichtet sind, 
an der Veranstaltung teilzunehmen, keine Geld- 
bezüge nach dem Wehrsoldgesetz, sondern nur die 
ihnen zustehenden Sachbezüge (z. B. Verpflegung, 
ggf. auch Unterkunft) erhalten. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstaben a und b 

Bei der zunehmenden Verflechtung der Bundeswehr 
mit den Armeen der anderen NATO-Partner ergibt 
sich immer öfter die Notwendigkeit, auch wehrpflich- 
tige Soldaten im Ausland zu verwenden. Da das 
Leben in einem fremden Land in aller Regel höhere 
Ausgaben verursacht, sollen nun auch die wehr- 
pflichtigen Soldaten in den Fällen, in denen Berufs- 
soldaten und Soldaten auf Zeit Auslandsdienstbe- 
züge oder Auslandsbeschäftigungsvergütung erhal- 
ten, einen höheren Wehrsold erhalten. Der Entwurf 
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sieht daher eine Verdoppelung des Wehrsoldes vor. 
Ebenso wie die Auslandsdienstbezüge soll auch der 
Wehrsold um den Kaufkraftzuschlag erhöht werden, 
so daß durch den Umtausch in eine fremde V/ährung 
die reale Kaufkraft der Bezüge nicht geschmälert 
wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 2 Buchstabe c 

Die Änderung der Zahlungstermine dient prakti- 
schen Erfordernissen. Der Wehrsold soll künftig zu- 
sammen mit nachträglich zu zahlenden Zulagen 
(z. B. Fliegerzulage, U-Boot-Zulage) ausgezahlt wer- 
den. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe a 

Der erste Halbsatz des Satzes 2 enthält keine sach- 
liche Änderung der gegenwärtigen Regelung, son- 
dern dient nur der Klarstellung, daß das Verpfle- 
gungsgeld in gleicher Höhe gewährt wird wie der 
Betrag, den die Berufssoldaten und Soldaten auf 
Zeit für die Teilnahme an der Gemeinschaftsver- 
pflegung entrichten müssen. 

Der zweite Halbsatz ist notwendig, weil das im In- 
land zu zahlende Verpflegungsgeld den Teuerungs- 
verhältinssen in einem fremden Land nicht gerecht 
wird. Die Bestimmung der Höhe des Verpflegungs- 
geldes bei dienstlichem Aufenthalt im Ausland soll 
besonderen Regelungen Vorbehalten bleiben, weil 
sie den Teuerimgsverhältnissen der Länder ange- 
paßt werden muß. 

Zu Artikel 1 Nr. 3 Buchstabe b 

Die Streichung des Satzes 3 des § 3 WSG dient der 
Gleichstellung der Wehrsoldempfänger mit den Be- 
rufssoldaten und Soldaten auf Zeit. 


Zu Artikel 1 Nr. 5 

Die Vorschrift zieht die Folgerung aus der Ein- 
fügung der §§ 6 a und 6 b. 

Zu Artikel 1 Nr,- 6 

Durch die Neufassung der Wehrsoldtabelle werden 
die Stabsfeldwebel mit den Leutnanten und die 
Oberstabsfeldwebel mit den Oberleutnanten in je 
einer Wehrsoldgruppe zusammengefaßt. Die neue 
Tabelle entscheidet außerdem die in der Praxis auf- 
getauchte Zweifelsfrage, ob für die Vergleichbarkeit 
von Sanitätsoffizieren und Stabsingenieuren mit den 
in der alten Tabelle allein aufgeführten Truppen- 
offizieren ihr militärischer Dienstgrad oder die be- 
soldungsrechtliche Einstufung der ihnen entspre- 
chenden Berufssoldaten oder Soldaten auf Zeit ent- 
scheidend sein soll, im letzteren Sinne. Der Wehr- 
sold hat zwar einen anderen Charakter und eine 
andere Bedeutung als die Dienstbezüge, soweit aber 
überhaupt eine Staffelung der Wehrsoldsätze vor- 
gesehen ist, sollten militärische Dienstgrade, die be- 
soldungsrechtlich gleichbewertet sind, auch im Wehr- 
soldgesetz gleichgestellt werden. 

Zu Artikel 2 

Die in Absatz 1 Satz 1 vorgesehene rückwirkende 
Inkraftsetzung eines Teils der Vorschrift über das 
Entlassungsgeld ist notwendig, um für die in der 
Vergangenheit (erstmals am 31. März 1958) nur auf 
Grund der Haushaltspläne gezahlten Entlassungs- 
gelder noch nachträglich eine gesetzliche Grundlage 
zu schaffen. 
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